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Pflegeleistungen durch die Sozialhilfe 
 
Die Kosten der Pflege können schnell die Mittel übersteigen, die Pflegebedürftigen aus ihrem Einkommen 
und Vermögen zur Verfügung stehen. Da alle Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung (SGB XI – So-
zialgesetzbuch, elftes Buch) nur Teilleistungen sind, muss die Sozialhilfe den ungedeckten Bedarf an Pflege-
hilfe übernehmen, wenn nicht genügend eigene Mittel zur Verfügung stehen (Auffangfunktion). Hilfe zur 
Pflege folgt dem Grundsatz der Bedarfsdeckung. Das Grundrecht auf Schutz der Menschenwürde ist für 
diesen Fall im 7. Kapitel des SGB XII konkretisiert. Die Definition von Pflegebedürftigkeit in den §§ 14 und 15 
des SGB XI wurde in das SGB XII übernommen. Hilfe zur Pflege ist – anders als die Eingliederungshilfe – wei-
terhin im SGB XII geregelt, wird also einkommens- und vermögensabhängig gewährt.  
Anspruch auf Hilfe zur Pflege hat, wer wegen Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und regel-
mäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf fremde Hilfe angewiesen ist.  
 

Wann und wie kann ich Leistungen der Sozialhilfe beantragen? 

Sozialhilfeleistungen setzen ein, sobald dem Träger der Sozialhilfe die Notlage bekannt wird. Sie kann also 
nicht rückwirkend gewährt werden. Zur Antragsbearbeitung werden der (eigenhändig oder von einer be-
vollmächtigten Person) ausgefüllte und unterschriebene Sozialhilfeantrag sowie die erforderlichen Nach-
weise benötigt. Der Antrag geht an den zuständigen Träger der Sozialhilfe - überörtlich (zum Beispiel an den 
Bezirk) oder örtlich (zum Beispiel an den Landkreis oder die kreisfreie Stadt). 
Hilfe zur Pflege kann auf Antrag auch als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets erbracht 
werden (§ 29 SGB IX). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Leistungen der Hilfe zur Pflege  
Hier einige wesentliche Informationen: 
 
§ 61 Leistungsberechtigte 
Pflegebedürftige Personen haben Anspruch auf Hilfe zur Pflege. Pflegebedürftig ist, wer eine gesundheit-
liche bedingte Beeinträchtigung der Selbständigkeit hat und Hilfe durch andere braucht, also körperliche, 
kognitive oder psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforde-
rungen nicht selbständig kompensieren oder bewältigen kann. Bisher fehlt die Regelung, dass Hilfe zur 
Pflege auch gegenüber kranken Menschen und Menschen mit Behinderung erbracht werden kann, die 
voraussichtlich weniger als sechs Monate der Pflege bedürfen, die einen geringeren Bedarf haben oder 
andere, weitergehende Hilfen benötigen. Durch diese Lücken im Leistungszugang wird der Personenkreis 
der Leistungsberechtigten deutlich eingeschränkt. Personengruppen, die nichtpflegebedürftig im Sinne 
des SGB XI sind, jedoch weiterer Hilfen bedürfen, erhalten keine Unterstützung. Dies widerspricht dem 
Bedarfsdeckungsprinzip. Mit der Ausweitung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs und der Erweiterung der 
Unterstützungsleistungen im Alltag ist nicht sichergestellt, dass alle Hilfebedarfe abgedeckt sind.  
Leistungsberechtigt sind Sie, wenn Ihnen und Ihrem nicht getrenntlebenden Ehegatten oder Lebenspart-
nern nicht zuzumuten ist, dass Sie die anfallenden Kosten aus Ihrem Einkommen oder Vermögen auf-
bringen. Bei Minderjährigen werden auch Einkommen und Vermögen der Eltern berücksichtigt. 
 
§§ 61a – 62a 
Die Einstufung in Pflegegrade orientiert sich an den Vorgaben im SGB XI (Pflegeversicherungsgesetz). Der 
Sozialhilfeträger ist an die Einstufung durch die Pflegeversicherung gebunden. (Siehe dazu Infodienst-
blatt „Pflegeeinstufung“) 
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Die Bedarfsfeststellung: Einsatz von Einkommen und Vermögen 

In der Sozialhilfe gelten die Prinzipien der Bedarfsdeckung und des Nachranges, das heißt die Sozialhilfe 
leistet nur, wenn das eigene Einkommen oder Vermögen nicht ausreicht und wenn keine Ansprüche an 
etwaige Unterhaltspflichtige oder Träger anderer Sozialleistungen (zum Beispiel der Pflegekasse, der Ren-
tenversicherung) bestehen. Bei Minderjährigen wird auch das Einkommen und Vermögen der Eltern be-
rücksichtigt. 

Zum Einkommen gehören das Arbeitseinkommen, Renten, Kapitalerträge und sonstiges regelmäßiges Ein-
kommen, das dem täglichen Lebensunterhalt dient. Pflegegeld der Pflegekasse ist kein Einkommen, da es 
für die Pflegeleistungen zweckbestimmt ist. Leistungen, die auf der Grundlage des SGB XII gewährt werden 
gelten nicht als Einkommen (vgl. § 82 SGB XII). 
Von diesen Einkünften sind abzuziehen: 

▪ Steuern 

▪ Sozialversicherungsbeiträge und vergleichbare Beiträge an private Versicherungen 

▪ Sonstige „angemessene“ Versicherungsbeiträge insbesondere Hausrats- und Haftpflichtversicherung 
(im Zweifel lieber alle Versicherungen angeben) 

▪ Werbungskosten im Zusammenhang mit der Arbeit. Bei Nicht-Selbständigen: Kosten für Arbeitsmittel, 
Fahrkosten zur Arbeitsstätte, Kosten für eine notwendige doppelte Haushaltsführung, Beiträge zu Be-
rufsverbänden (zum Beispiel Gewerkschaft). 

 

§ 63 Leistungen für Pflegebedürftige 
Einige Leistungen der Pflegeversicherung bei Pflegegrad 1 gelten nicht für die Hilfe zur Pflege (Wohn-
gruppenzuschlag, zusätzliche Betreuung und Aktivierung in der stationären Pflegeeinrichtung, Zuschuss 
bei vollstationären Einrichtungen in Höhe von 125 Euro monatlich). 
 
§ 63b Leistungskonkurrenz 
Wenn Sie Leistungen der Hilfe zur Pflege von anderen Leistungsträgern (zum Beispiel Pflegeversiche-
rung) erhalten, können Sie keine Leistungen der Sozialhilfe (SGB XII) erhalten. Teil- oder vollstationäre 
Aufenthalte schließen Pflegeleistungen nach SGB XII aus.  
 
§ 64 Vorrang 
Der Sozialhilfeträger soll darauf hinwirken, häusliche Pflege durch nahestehende Personen und Ehren-
amtliche sicherzustellen. (In der Pflegeversicherung hingegen hat der Versicherte ein Wahlrecht zwi-
schen Pflegegeld und Sachleistung.) 
 
§ 64b Häusliche Pflegehilfe, § 64g teilstationäre Pflege und § 64i Entlastungsbetrag 
Nur Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 haben Anspruch auf diese Leistungen.  
 
§ 64e Maßnahmen zur Verbesserung des individuellen Wohnumfeldes  
sind im SGB XII Ermessensleistungen. 
 
§ 66 Entlastungsbetrag bei Pflegegrad 1 
Pflegebedürftige des Pflegegrads 1 haben Anspruch auf den Entlastungsbetrag in Höhe von 125 Euro 
monatlich für Unterstützungsangebote im häuslichen, nicht jedoch im stationären Bereich. 
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Einkommensgrenzen (Freigrenze) 
Antragstellern wird für die Hilfe zur Pflege im Heim oder im häuslichen Bereich ein Beitrag zur Deckung des 
„besonderen Bedarfs“ zugemutet, wenn Einkommensgrenzen (§§ 85 - 89 SGB XII) überschritten werden. 
Diese Einkommensgrenzen setzen sich zusammen aus einem Grundbetrag und Familienzuschlägen zuzüg-
lich angemessenen Unterkunftskosten (zum Beispiel Miete, Unterhaltsverpflichtungen, Hauslasten, nicht 
jedoch Heizkosten). Übersteigt das „bereinigte“ Einkommen die ermittelte Einkommensgrenze, kann trotz-
dem noch Anspruch auf Hilfe bestehen, denn das zumutbare Aufbringen eigener Mittel darf nur „angemes-
sen“ erfolgen. Lassen Sie Ihre persönliche Einkommensgrenze durch den Sozialhilfeträger berechnen! 

Kostenbeitrag aus Einkommen über der Einkommensgrenze (§ 87 SGB XII) 
Der Umfang hängt von der Art des Bedarfs, der Art oder Schwere der Behinderung oder der Pflegebedürf-
tigkeit, der Dauer und Höhe der erforderlichen Aufwendungen sowie besonderer Belastungen ab. Bei 
schwerstpflegebedürftigen Menschen (Pflegegrade 4 und 5) darf das Einkommen 60 % über der Einkom-
mensgrenze liegen. Das Sozialamt ist verpflichtet, die Höhe des Kostenbeitrags für Sie zu berechnen. 

Kostenbeitrag aus Einkommen unter der Einkommensgrenze (§ 88 SGB XII) 
Wenn Sie in einer stationären Einrichtung leben und keine andere Person (zum Beispiel Ehegatten) unter-
halten, müssen Sie Ihr Einkommen komplett einsetzen, auch wenn es unter der Einkommensgrenze liegt. 

Einsatz des Vermögens (§ 90 SGB XII) 
Beim Bezug von Sozialhilfeleistungen müssen Sie Ihr vorhandenes Vermögen komplett einsetzen. Schulden 
werden rechnerisch dagegengehalten. Vermögen sind alle Güter, die zur langfristigen Anlage oder Nutzung 
bestimmt sind, zum Beispiel Spar- und Bausparverträge, Lebensversicherungen, Aktien, Immobilien, Sach-
werte (Schmuck, Kunstwerke, PKW und so weiter). Wurden Vermögenswerte innerhalb der letzten zehn 
Jahre verschenkt, so kann der Sozialhilfeträger die Schenkung oder Teile davon zur Bedarfsdeckung zurück-
fordern. Übersteigt das vorhandene Vermögen den Freibetrag, so wird im Einzelfall überprüft, ob ein be-
sonderer Härtefall nach § 90 Abs. 3 SGB XII vorliegen könnte.  

Darlehensweise Hilfegewährung (§ 91 SGB XII) 
Ist Vermögen einzusetzen, aber die sofortige Verwertung rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht 
sinnvoll (zum Beispiel vorzeitige Kündigung von Verträgen mit erheblichem Wertverlust), so kann die Hilfe 
auch in Form eines rückzahlbaren Darlehens erbracht werden. 

Unterhaltspflicht von Eltern gegenüber volljährigen Kindern 
Im Gesetz zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehöriger in der Sozialhilfe und in der Eingliederungs-
hilfe (Angehörigen-Entlastungsgesetz) gilt die 100.000 Euro-Grenze für alle SGB XII-Leistungen. Die Ein-
kommensgrenze bezieht sich dabei separat auf das Einkommen jedes einzelnen Elternteils.  
Eltern erwachsener Kinder mit Behinderung sollten Unterhaltsforderungen des Sozialamts sorgfältig prüfen. 
Bei Leistungen der Sozialhilfe sind sie nur dann zahlungspflichtig, wenn sie über der 100.000 Euro-Grenze 
liegen.  

Unterhaltspflicht von Kindern gegenüber ihren Eltern  
Kinder sind für pflegebedürftigen Eltern unterhaltspflichtig (BGB) ab einem Jahresbruttoeinkommen von 
mehr als 100.000 Euro. Gezahlter Unterhalt wird auf die Hilfe zur Pflege angerechnet. Das Einkommen des 
Kindes, nicht des Ehegatten und nicht das Vermögen, wird berücksichtigt.  

Weiterführende Informationen  

▪ www.gesetze-im-internet.de/sgb_12  

▪ www.betanet.de: „Hilfe zur Pflege“ 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12
http://www.betanet.de/

